
 

 

Az.: S 19 R 1/15 

SOZIALGERICHT ITZEHOE 

 

 
 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

 

In dem Rechtsstreit 

 
Frau K. 
 

- Klägerin - 

Prozessbevollmächtigter Sozialverband V. 
 

g e g e n  

Deutsche Rentenversicherung 
 

- Beklagte - 

hat die 19. Kammer des Sozialgerichts Itzehoe auf die mündliche Verhandlung vom 
30. Januar 2018 in Itzehoe durch den Richter am Sozialgericht XX, die ehrenamtliche 
Richterin XX und die ehrenamtliche Richterin XX für Recht erkannt: 

1. Die Klage wird abgewiesen. 

2. Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten. 
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T a t b e s t a n d 

 

Die Klägerin begehrt von der Beklagten die Gewährung einer Witwenrente. 

 

Die 1957 geborene Klägerin ist Witwe. Ihr Ehemann Herr B. verstarb am 3. Januar 

2014, dieser bezog eine Altersrente für langjährig Versicherte von der Beklagten. Die 

Klägerin hatte ihn am 19. November 2013 geheiratet. 

 

Am 20. Januar 2014 beantragte die Klägerin bei der Beklagten die Gewährung einer 

Hinterbliebenenrente. Im Antrag gab die Klägerin an, ihr Ehemann sei plötzlich und 

unvermutet an einer Krebserkrankung gestorben. Die tödlichen Folgen der Erkran-

kung seien bei der Eheschließung nach ärztlicher Auffassung nicht zu erwarten ge-

wesen. Ihr Mann habe im Mai 2013 eine Herzoperation gehabt, wonach er dann im 

Juli zur Reha gewesen sei. Während der Reha habe er gesundheitliche Probleme 

gehabt, die nicht im Zusammenhang mit der Herzoperation gestanden hätten. Da 

eine genaue Diagnose in der Reha-Einrichtung nicht möglich gewesen sei, sei ihr 

Ehemann dann im Dezember 2013 zur Abklärung in die Klinik S. gekommen. Dort sei 

erst die Diagnose Krebs festgestellt worden, an der er dann am 3. Januar 2014 un-

erwartet verstorben sei. 

 

Mit Bescheid vom 9. Juli 2014 lehnte die Beklagte den Antrag ab. Gemäß § 46 Ab-

satz 2a SGB VI haben Witwen keinen Anspruch auf Witwenrente, wenn die Ehe nicht 

mindestens ein Jahr gedauert hat. Nach Auswertung der vorliegenden ärztlichen Un-

terlagen gehe die Beklagte davon aus, dass es sich um eine reine Versorgungsehe 

gehandelt habe, da mit einem Ableben des Ehemannes der Klägerin aus ärztlicher 

Sicht zu rechnen gewesen sei. Die gesetzliche Vermutung, dass die Ehe in erster 

Linie zum Zweck der Begründung eines Anspruches auf Witwenrente geschlossen 

worden sei, sei nicht eindeutig widerlegt worden. 

 

Mit Widerspruch vom 4. August 2014 machte die Klägerin geltend, die Vorausset-

zungen der §§ 46 Abs. 2 Satz 1 Nummer 2 in Verbindung mit 242 a Abs. 4 SGB VI 

lägen vor. Ihr Ehemann habe seit dem 1. August 2012 eine Altersrente bezogen, seit 

dem 14. August 2009 habe sie mit ihm in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft 

zusammengelebt. Die Beziehung sei auf Dauer und Kontinuität angelegt gewesen 

und sollte seit 2009 durch eine Eheschließung besiegelt werden. Eine solche habe 

aber frühestens nach September 2010 erfolgen können, da die Klägerin bis dahin 
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noch nicht geschieden gewesen sei. Ihr Ehemann habe an Diabetes gelitten, nach 

Absinken der gefährlichen Werte hätten sie heiraten wollen. Die Lebensgemeinschaft 

sei nicht nur eine reine Haushalts- und Wirtschaftsgemeinschaft gewesen, sondern 

ein enges Miteinander und Füreinander. Seit 2011 hätten beide über einen geeigne-

ten Hochzeitstermin beraten. 2012 seien sie in ein Haus in T. gezogen, dort habe die 

Eheschließung erfolgen sollen. Verschiedene Erkrankungen mit häuslicher Pflege 

und Krankenhausaufenthalten hätten dazu geführt, dass der Termin immer wieder 

verschoben und schließlich vergessen worden sei. Bei der Eheschließung sei von 

der Standesbeamtin nach Rücksprache mit dem ärztlichen Personal festgestellt wor-

den, dass keinerlei gesundheitliche Probleme zum Vollzug der Eheschließung vorge-

legen hätten. Es sei ihm feststellbar besser gegangen. Es sei nicht eindeutig erkenn-

bar gewesen, dass mit einem Ableben ihres Ehemannes aus ärztlicher Sicht vor 12-

18 Monaten zu rechnen gewesen sei. Mit der Eheschließung habe das vollzogen 

werden sollen, was ihr Mann und sie schon seit langer Zeit beabsichtigt gehabt hät-

ten. Die Ehe habe nicht geschlossen werden sollen, um eine Witwenversorgung zu 

begründen. 

Die Klägerin hat eine Erklärung ihrer Nachbarn eingereicht, wonach der Verstorbene 

bereits kurz nach dem Einzug Mitte 2012 über seine Hochzeitspläne nachgedacht 

habe. Er habe mehrfach überlegt, welch außergewöhnlichen Antrag er seiner Le-

bensgefährtin machen könne, damit sie den Antrag annehme. Leider sei dann alles 

anders gekommen und der Verstorbene schwer erkrankt. 

Außerdem hat die Klägerin ein Schreiben der Standesbeamtin vom 22. Oktober 2014 

eingereicht, wonach die Klägerin das Standesamt am 13. November 2013 aufge-

sucht habe, um eine Eheschließung anzumelden. Diese sollte auf Wunsch des er-

krankten Herrn B. stattfinden. Er habe sich in der Klinik L. aufgehalten und gegen-

über dem behandelnden Arzt geäußert, dass er seine langjährige Lebensgefährtin 

ehelichen möchte. Eine Eheschließung sei schon lange geplant gewesen und habe 

leider durch die Krankheit von Herrn B. nicht realisiert werden können. Am 19. No-

vember 2014 sei der Standesbeamtin eine ärztliche Bescheinigung zugestellt wor-

den, die eine sofortige Eheschließung notwendig gemacht habe. Sie sei verpflichtet, 

die Eheschließung durchzuführen, wenn durch ärztliches Zeugnis die lebensgefährli-

che Erkrankung bestätigt werde und die Eheschließung nicht aufgeschoben werden 

könne. 

Dem Schreiben der Standesbeamtin waren eine von der Klägerin unterschriebene 

„Anmeldung der Eheschließung“, das „Protokoll zu einer Eheschließung bei lebens-

gefährlicher Erkrankung“ sowie eine „Ärztliche Bestätigung aus Anlass einer Nottrau-
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ung“ beigefügt. Außerdem bestätigte der behandelnde Arzt Dr. O. am 19. November 

2013, dass es sich bei dem seit 21. Oktober 2013 in der dortigen stationären Be-

handlung befindlichen Herrn B. um eine lebensbedrohliche Erkrankung mit begrenz-

ter Lebenserwartung handele. 

 

Mit Widerspruchsbescheid vom 4. Dezember 2014 wies die Beklagte den Wider-

spruch zurück. Bei Heirat eines zum Zeitpunkt der Eheschließung offenkundig bereits 

an einer lebensbedrohlichen Krankheit leidenden Versicherten sei in der Regel der 

Ausnahmetatbestand des § 46 Absatz 2a SGB VI nicht erfüllt. Der verstorbene Ehe-

mann der Klägerin habe zum Zeitpunkt der Heirat an einem ausgedehnten Bronchi-

alkarzinom gelitten. Dieses sei am 6. November 2013 diagnostiziert worden. Daher 

seien der Klägerin auch die tödlichen Folgen dieser Erkrankung bekannt gewesen. 

Der Tod sei also nicht plötzlich und unerwartet eingetreten, wie die Klägerin im Ren-

tenantrag angegeben habe. Nach dem Krankenhaus-Behandlungsbericht der Klinik 

L. habe ein ausgedehntes zentrales Bronchialkarzinom rechts mit begleitenden 

Lymphknotenmetastasen vorgelegen. Die Situation sei mehrfach eingehend mit der 

Klägerin erörtert worden. Aufgrund der Ausdehnung und des fortgeschrittenen Tu-

morstadiums habe sich leider keine Therapieoption ergeben. 

Das Standesamt habe mitgeteilt, dass eine am 19. November 2013 um 9:30 Uhr an-

gemeldete Nottrauung am gleichen Tage um 16:00 Uhr stattgefunden habe. 

Vor dem Hintergrund der lebensbedrohlichen Tumorerkrankung, von der die Klägerin 

Kenntnis gehabt habe, sei die Widerspruchsbegründung nicht nachvollziehbar. Ge-

genüber diesen eindeutigen objektiven Umständen, die für das Vorliegen einer Ver-

sorgungsehe sprächen, reichten die nach den Angaben der Klägerin seit 2009 be-

stehende nichteheliche Lebensgemeinschaft und der schon früher bestehende 

Wunsch einer Eheschließung nicht aus, um die gesetzliche Vermutung einer Versor-

gungsehe zu widerlegen. 

 

Dagegen wendet sich die Klägerin mit ihrer am 2. Januar 2015 vor dem Sozialgericht 

Itzehoe erhobenen Klage. Zur Begründung trägt sie im Wesentlichen vor, weder ihr 

noch dem Versicherten sei klar gewesen, dass nur noch eine begrenzte Lebensdau-

er vorgelegen habe. Die Klägerin habe Kenntnis von einem Herzinfarkt gehabt, nicht 

jedoch von einem Bronchialkarzinom. Diese Angaben deckten sich mit dem Bericht 

der Klinik L. vom 29. April 2014. Das Bronchialkarzinom sei am 12. Dezember 2013 

diagnostiziert worden. Die vorherige stationäre Behandlung habe nicht wegen des 

Karzinoms stattgefunden. Der Versicherte habe zwar auch zum Zeitpunkt der Ehe-
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schließung an nicht unerheblichen Erkrankungen gelitten, jedoch sei nicht eine nur 

noch kurze Lebenszeit zu erwarten gewesen. Die Klägerin habe mit dem Versicher-

ten bereits über Jahre im Sinne einer ehelichen Gemeinschaft gelebt und ernsthafte 

Heiratsabsichten gehabt. 

Nach der Rechtsprechung des Sozialgerichts Heilbronn (S 11 R 561/12) sei es uner-

heblich, ob vor der Eheschließung eine lebensgefährliche Erkrankung mit der Erwar-

tung des nahestehenden Todes vorhanden gewesen sei, vielmehr sei maßgeblich, 

ob Motiv für die Eheschließung letztlich gewesen sei, dass die Eheschließung aus 

Zuneigung zum Ehepartner erfolgt sei und nicht etwa lediglich zur Altersabsicherung. 

Die Eheschließung sei aus Liebe erfolgt. 

Im ärztlichen Gespräch mit beiden Ehepartnern am 13. November 2013 habe eine 

verlässliche Prognose hinsichtlich der Lebenserwartung überhaupt noch nicht gestellt 

werden können, da auch noch keinerlei Prognose über Art und Ausmaß der vermut-

lich bösartigen Erkrankung habe getroffen werden können. Zu diesem Zeitpunkt ha-

be kein Grund zur Annahme bestanden, dass im Wege einer Nottrauung nunmehr 

schnell geheiratet werden müsse. 

Die Klägerin hat ihre Angaben im Termin zur mündlichen Verhandlung vom 30. Ja-

nuar 2018 in tatsächlicher Hinsicht ergänzt. Hierzu wird auf die Sitzungsniederschrift 

Bezug genommen. 

 

Die Klägerin beantragt, 

 

den Bescheid der Beklagten vom 8. Juli 2014 in der Form des Widerspruchsbe-

scheides vom 4. Dezember 2014 aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, 

der Klägerin ab dem 1. Februar 2014 eine Hinterbliebenenrente zu gewähren. 

 

Die Beklagte beantragt, 

 

die Klage abzuweisen. 

 

Zur Begründung wiederholt und vertieft sie ihr Vorbringen aus dem Widerspruchsbe-

scheid und verweist auf den Bericht der Kliniken L. vom 29. April 2014 sowie auf die 

ärztliche Bescheinigung vom 19. November 2013. Die Klägerin habe schon zum 

Zeitpunkt der Eheschließung gewusst, dass eine lebensbedrohliche Erkrankung vor-

gelegen habe, und nicht erst am 12. Dezember 2013. Nach den beschriebenen Be-

funden sei davon auszugehen, dass spätestens am 13. November 2013 ein ärztli-
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ches Gespräch mit beiden Ehepartnern über die zu diesem Zeitpunkt vorliegenden 

ärztlich vorhandenen Erkenntnisse geführt worden sei. Beiden sei bekannt gewesen, 

dass der Verstorbene an einer lebensbedrohlichen Erkrankung mit begrenzter Le-

benserwartung gelitten habe. Denn eine solche ärztliche Bescheinigung sei zum 

Zwecke der Nottrauung ausgestellt worden. Diese hätte nicht ausgestellt werden dür-

fen, wenn die Ärzte hinsichtlich der Diagnosestellung sowie der Lebenserwartung 

nicht sicher gewesen wären. In der Bescheinigung sei auch für den Laien klar zum 

Ausdruck gebracht, dass eine lebensbedrohliche Erkrankung mit begrenzter Lebens-

erwartung vorliege. Darüber seien sich die Ehepartner klar gewesen, sodass die Ehe 

schnellstmöglich habe in die Wege geleitet werden müssen. Dass die endgültige Di-

agnose eines Bronchialkarzinoms erst nach der Eheschließung gestellt worden sei, 

könne die Tatsache nicht entkräften, dass der verstorbene Ehemann zum Zeitpunkt 

der Hochzeit an einer lebensbedrohlichen Erkrankung tatsächlich gelitten habe und 

den Ehepartnern bekannt gewesen sei, dass es sich um eine Erkrankung mit einer 

begrenzten Lebenserwartung gehandelt habe. 

 

Die Kammer hat Beweis erhoben durch Einholung eines medizinischen Sachver-

ständigengutachtens vom Facharzt für Innere Medizin Dr. V. vom 19. Januar 2017 zu 

den Fragen, welche Erkrankung zum Tod des Versicherten geführt hat, ob er an ei-

ner lebensbedrohlichen Krankheit im Zeitpunkt der Eheschließung gelitten hat, die 

auch für medizinische Laien offenkundig wahrnehmbar gewesen ist und seit wann er 

gesundheitlich so beeinträchtigt gewesen ist, dass sein Ableben aufgrund der beein-

trächtigten gesundheitlichen Verhältnisse zu erwarten war sowie zu der Frage, wel-

che Lebenserwartung der Verstorbene im Zeitpunkt der Eheschließung gehabt hat 

und wann sowie auf welchen Kommunikationsweg die ärztlich vorhandenen Erkennt-

nisse über den Grad der Lebensbedrohlichkeit der Erkrankung des Versicherten an 

einen der Ehepartner vermittelt worden sind. Hinsichtlich des Inhalts des Gutachtens 

wird auf Blatt 63 bis 88 der Gerichtsakte verwiesen. 

 

Die die Klägerin betreffende Verwaltungsakte der Beklagten hat vorgelegen. Ihr In-

halt sowie der Inhalt der Gerichtsakte ist Gegenstand der mündlichen Verhandlung 

vom 30. Januar 2018 gewesen. 
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e 

Die zulässige Klage ist unbegründet. 

 

Die Klägerin hat gegen die Beklagte keinen Anspruch auf Gewährung einer Witwen-

rente, der angefochtene Bescheid der Beklagten ist rechtmäßig und verletzt die Klä-

gerin nicht in ihren Rechten. 

 

Nach § 46 Abs. 2 Satz 1 SGB VI in der ab 1. Januar 2008 geltenden Fassung haben 

Witwen, die nicht wieder geheiratet haben, nach dem Tode des versicherten Ehegat-

ten, der die allgemeine Wartezeit erfüllt hat, u.a. dann Anspruch auf große Witwen-

rente, wenn sie das 47. Lebensjahr vollendet haben. Diese Voraussetzungen sind 

erfüllt. Die Klägerin ist Witwe des am 3. Januar 2014 verstorbenen Johannes Bauer, 

der die allgemeine Wartezeit von fünf Jahren gemäß § 50 Abs. 1 SGB VI erfüllt hatte. 

Sie hatte im Zeitpunkt des Todes ihres Ehegatten auch das 47. Lebensjahr vollendet. 

 

Gemäß § 46 Abs. 2a SGB VI ist der Anspruch auf Witwenrente ausgeschlossen, 

wenn die Ehe nicht mindestens ein Jahr gedauert hat, es sei denn, dass nach den 

besonderen Umständen des Falles die Annahme nicht gerechtfertigt ist, dass es der 

alleinige oder überwiegende Zweck der Heirat war, einen Anspruch auf Hinterbliebe-

nenversorgung zu begründen. Die zweite Ehe zwischen der Klägerin und dem ver-

storbenen Johannes Bauer hat weniger als ein Jahr gedauert, nämlich vom 19. No-

vember 2013 bis zum 3. Januar 2014. Damit ist der Tatbestand des § 46 Abs. 2a 

Halbsatz 1 SGB VI erfüllt. 

 

Die entsprechende Rechtsfolge des Ausschlusses des Anspruchs auf Witwenrente 

ist eingetreten, weil keine "besonderen Umstände" vorliegen, aufgrund derer trotz der 

kurzen Ehedauer die Annahme nicht gerechtfertigt ist, dass es der alleinige oder 

überwiegende Zweck der Heirat war, einen Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung 

zu begründen. 

Der Begriff der "besonderen Umstände" in § 46 Abs. 2a Halbsatz 2 SGB VI ist ein 

unbestimmter Rechtsbegriff, der von den Rentenversicherungsträgern und den Sozi-

algerichten mit einem bestimmten Inhalt ausgefüllt werden muss und dessen Beurtei-

lungsspielraum der vollen richterlichen Kontrolle unterliegt (vgl BSGE 60, 204, 207 = 
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SozR 3100 § 38 Nr. 5 m.w.N.). Aus § 46 Abs. 2a SGB VI ergibt sich nicht ohne Wei-

teres, was unter "den besonderen Umständen des Falles" zu verstehen ist, die ge-

eignet sind, die Annahme einer Versorgungsehe (definiert in Anlehnung an Abs 2a 

Halbsatz 2 a.a.O. als "Ehe, die allein oder überwiegend zu dem Zweck geschlossen 

wird, einen Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung zu begründen") zu entkräften 

bzw. eine Ausnahme vom gesetzlichen Ausschluss einer Witwen-/Witwerrente bei 

einer Ehedauer von weniger als einem Jahr zuzulassen. Als besondere Umstände 

i.S. des § 46 Abs. 2a SGB VI sind alle äußeren und inneren Umstände des Einzel-

falls anzusehen, die auf einen von der Versorgungsabsicht verschiedenen Beweg-

grund für die Heirat schließen lassen. Dabei kommt es auf die (gegebenenfalls auch 

voneinander abweichenden) Beweggründe (Motive, Zielvorstellungen) beider Ehe-

gatten an, es sei denn, dass der hinterbliebene Ehegatte den Versicherten bei-

spielsweise durch Ausnutzung einer Notlage oder Willensschwäche zur Eheschlie-

ßung veranlasst hat (BSG, Urteil vom 05. Mai 2009 – B 13 R 55/08 R –, in juris Rn. 

20). Nach dieser Rechtsprechung ist die "Annahme" des anspruchsausschließenden 

Vorliegens einer Versorgungsehe bei einer Ehedauer von nicht mindestens einem 

Jahr nach dem Ausnahmetatbestand des § 46 Abs. 2a Halbsatz 2 SGB VI nur dann 

nicht gerechtfertigt, wenn die Gesamtbetrachtung und Abwägung der Beweggründe 

beider Ehegatten für die Heirat ergibt, dass die von der Versorgungsabsicht ver-

schiedenen Beweggründe insgesamt gesehen den Versorgungszweck überwiegen 

(vgl. BSGE 35, 272, 276 = SozR Nr 2 zu § 594 RVO) oder - da der Wortlaut auf den 

"alleinigen oder überwiegenden Zweck der Heirat" abhebt - zumindest gleichwertig 

sind. Es ist daher auch nicht zwingend, dass bei beiden Ehegatten andere Beweg-

gründe als Versorgungsgesichtspunkte für die Eheschließung ausschlaggebend wa-

ren. Vielmehr sind die von der Versorgungsabsicht verschiedenen Beweggründe in 

ihrer Gesamtbetrachtung auch dann noch als zumindest gleichwertig anzusehen, 

wenn nachweislich für einen der Ehegatten der Versorgungsgedanke bei der Ehe-

schließung keine Rolle gespielt hat (BSG, a.a.O., Rn. 21 m.w.N.). 

Wenn der Hinterbliebene keine - glaubhaften - Angaben über die inneren Umstände 

macht, darf sich die Ermittlung, welche Gründe für die Eheschließung ausschlagge-

bend waren, und die Prüfung, ob es sich dabei um (anspruchsbegründende) beson-

dere Umstände i.S. des § 46 Abs. 2a Halbsatz 2 SGB VI handelt, auf nach außen 

tretende objektive Tatsachen beschränken (BSG, a.a.O., Rn. 23). 

Die vom hinterbliebenen Ehegatten behaupteten inneren Umstände für die Heirat 

sind nicht nur für sich - isoliert - zu betrachten, sondern vor dem Hintergrund der im 

Zeitpunkt der jeweiligen Eheschließung bestehenden äußeren Umstände in die Ge-
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samtwürdigung, ob die Ehe mit dem Ziel der Erlangung einer Hinterbliebenenversor-

gung geschlossen worden ist, mit einzubeziehen(vgl. BSG, a.a.O., Rn. 24). 

Eine gewichtige Bedeutung kommt hierbei stets dem Gesundheits- bzw. Krankheits-

zustand des Versicherten zum Zeitpunkt der Eheschließung zu. Bei der Heirat eines 

zum Zeitpunkt der Eheschließung offenkundig bereits an einer lebensbedrohlichen 

Krankheit leidenden Versicherten in der Regel der Ausnahmetatbestand des § 46 

Abs. 2a Halbsatz 2 SGB VI nicht erfüllt (BSG, a.a.O., Rn. 27). Jedoch ist auch bei 

einer nach objektiven Maßstäben schweren Erkrankung mit einer ungünstigen Ver-

laufsprognose und entsprechender Kenntnis der Ehegatten der Nachweis nicht aus-

geschlossen, dass dessen ungeachtet (überwiegend oder zumindest gleichwertig) 

aus anderen als aus Versorgungsgründen geheiratet wurde. Allerdings müssen dann 

bei der abschließenden Gesamtbewertung diejenigen besonderen (inneren und äu-

ßeren) Umstände, die gegen eine Versorgungsehe sprechen, umso gewichtiger sein, 

je offenkundiger und je lebensbedrohlicher die Krankheit eines Versicherten zum 

Zeitpunkt der Eheschließung gewesen war. Dementsprechend steigt mit dem Grad 

der Lebensbedrohlichkeit einer Krankheit und dem Grad der Offenkundigkeit zugleich 

der Grad des Zweifels an dem Vorliegen solcher vom hinterbliebenen Ehegatten zu 

beweisenden besonderen Umstände, die von diesem für die Widerlegung der ge-

setzlichen Annahme ("Vermutung") einer Versorgungsehe bei einem Versterben des 

versicherten Ehegatten innerhalb eines Jahres nach Eheschließung angeführt wer-

den. Der Ausnahmetatbestand des § 46 Abs. 2a Halbsatz 2 SGB VI wird nur erfüllt, 

wenn insoweit nach § 202 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) i.V.m. § 292 der Zivil-

prozessordnung der volle Beweis erbracht wird. Dieser erfordert zumindest einen der 

Gewissheit nahekommenden Grad der Wahrscheinlichkeit. Die nur denkbare Mög-

lichkeit reicht nicht aus (BSG, a.a.O., Rn. 28).  

 

Nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens (§ 128 Abs. 1 SGG) hat sich für die 

Kammer die gesetzliche Vermutung einer Versorgung die im Falle der Klägerin er-

füllt, die Klägerin hat nicht bewiesen, dass besondere Umstände vorliegen, die diese 

Annahme widerlegen. 

 

Sämtliche äußeren Umstände sprechen dafür, dass bei der Eheschließung der 

Grund überwogen hat, einen Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung zu begrün-

den. 
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Bereits am 6. November/8. November 2013 wurde bei dem verstorbenen Ehemann 

der Klägerin ein Bronchialkarzinom diagnostiziert. Nach der im Behandlungsbericht 

der Klinik L. dargestellten Beurteilung der an diesen Tagen durchgeführten Compu-

tertomografien bestand ein ausgedehntes zentrales Bronchialkarzinom rechts mit 

Untermauerung und Einengung der Pulmonalgefäße und der bronchialen Strukturen. 

Außerdem lagen begleitende Lymphknotenmetastasen vor. Nach der insoweit nach-

vollziehbaren und in sich schlüssigen Aussage des medizinischen Sachverständigen 

Dr. V. war damit zum Zeitpunkt der Eheschließung am 19. November 2013 eine le-

bensbedrohliche Krankheit gegeben, die auch für medizinische Laien offenkundig 

wahrnehmbar war. 

In engem zeitlichen Zusammenhang mit dieser Diagnose steht die am 13. November 

2013 in die Wege geleitete und am 19. November 2013 vollzogene Eheschließung 

der Klägerin mit ihrem inzwischen verstorbenen Ehemann. Diese wurde von der 

Standesbeamtin als „Nottrauung“ bezeichnet. In dem von der Klägerin am 19. No-

vember 2013 unterschriebenen Formular „Anmeldung der Eheschließung“ ist im Feld 

„Anmeldung“ unter dem Punkt „Notizen“ vermerkt: „Nottrauung Klinik L.“. Des Weite-

ren ist im „Protokoll zu einer Eheschließung bei lebensgefährlicher Erkrankung“ ver-

merkt, dass die Klägerin persönlich am 19. November 2013 um 9:30 Uhr aus Anlass 

einer lebensbedrohlichen Erkrankung Kontakt aufgenommen hat. Die Standesbeam-

tin hat nach dem Protokoll die Dringlichkeit der Eheschließung geprüft und unter an-

derem festgestellt, dass eine Lebensgefahr für den erkrankten Eheschließenden 

ärztlich bestätigt ist. Der behandelnde Arzt Dr. O. hatte am 19. November 2013 eine 

schriftliche ärztliche Bescheinigung ausgestellt, nach der es sich um eine lebensbe-

drohliche Erkrankung mit begrenzter Lebenserwartung handelte. 

Alle diese Umstände sprechen dafür, dass die Eheleute in Anbetracht des Vorliegens 

einer lebensbedrohlichen Erkrankung möglichst schnell die Ehe geschlossen haben, 

um eine Versorgung der Klägerin sicherzustellen.  

 

In Anbetracht dieser äußeren Umstände erscheinen die von der Klägerin schriftlich 

und auch in der mündlichen Verhandlung vorgetragenen inneren Umstände nur ein-

geschränkt glaubhaft und nicht geeignet, die Vermutung des Überwiegens des Ver-

sorgungsgedankens zu widerlegen. Die Kammer unterstellt dabei, da nicht weiter 

überprüfbar, zunächst als wahr, dass die Klägerin und ihr verstorbener Ehemann be-

reits seit dem Jahr 2009 Heiratspläne hatten. Nicht glaubhaft ist allerdings vor dem 

Hintergrund der äußeren Umstände, dass die Klägerin von der Lebensbedrohlichkeit 

der Erkrankung im Zeitpunkt der Eheschließung nichts gewusst haben will. Dem wi-
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derspricht zunächst einmal ihre Unterschrift auf dem Formular „Anmeldung der Ehe-

schließung“, in dem von einer Nottrauung die Rede ist. Außerdem ist nicht glaubhaft, 

dass über die Lebensbedrohlichkeit mit den Ehepartnern erst im Dezember 2013 ge-

sprochen worden sein soll. Wäre dies nicht so gewesen, hätte kein Anlass für eine 

Nottrauung bestanden. Wenn vielmehr die Klägerin, wie sie bekundet hat, davon 

ausging, dass bei dem Verstorbenen eine Herzerkrankung vorgelegen hat und er auf 

dem Weg der Besserung war, so ist für die Kammer nicht nachzuvollziehen, das 

dann eine Nottrauung in der Klinik angestrebt wurde. Vielmehr hätte nahe gelegen, 

eine Hochzeit außerhalb der Klinik mit einem etwas längeren zeitlichen Vorlauf zu 

planen, so dass dann auch Verwandte zur Hochzeit hätten kommen können. 

Hinzu kommt, dass sich der Verstorbene bereits seit Mai 2013 wegen der Herzer-

krankung in stationärer Behandlung befunden hat und die Behandlung nicht kompli-

kationslos verlief. Am 21. Oktober 2013 war er aus der Klinik S. in H. zur stationären 

Frührehabilitationsbehandlung nach L. verlegt worden. Die zwischenzeitliche Be-

handlung im Krankenhaus S. war wegen eines manifesten sternalen Wundinfektes 

mit Dehiszenz notwendig geworden. Er befand sich in einem intensivmedizinisch 

überwachungs- und behandlungspflichtigen Zustand. Im weiteren Verlauf entwickelte 

sich eine Infektlage mit deutlicher Allgemeinzustandsverschlechterung und Kreis-

laufinsuffizienz, so dass der Verstorbene auf die Intensivtherapiestation übernommen 

werden musste. Es war eine pulmonale Sepsis zu konstatieren, aufgrund eines aus-

geprägten Pleuraergusses wurde die Anlage einer Drainage notwendig. Radiologisch 

wurde wiederholt eine hilusnahe, pulmonale Raumforderung rechts nachgewiesen, 

weshalb eine weiterführende Diagnostik mittels CT durchgeführt wurde. Hierbei 

ergab sich der Verdacht auf ein Bronchialkarzinom mit Lymphknotenmetastasen und 

Pleuracarcinose. 

Allein das Vorliegen dieser gesundheitlichen Situation kann nach Auffassung der 

Kammer den Wunsch nach einer möglichst schnell vorzunehmenden Trauung be-

gründen, um dem überlebenden Ehegatten eine Hinterbliebenenversorgung zu si-

chern. 

Äußere Umstände, die darauf schließen lassen, dass andere als Versorgungsge-

sichtspunkte für die Eheschließung zu diesem Zeitpunkt gesprochen haben, liegen 

demgegenüber nicht vor.  
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In der Gesamtwürdigung aller Umstände ist festzustellen, dass der Versorgungsge-

danke bei der Eheschließung das Leitmotiv gewesen ist und damit überwiegender 

Zweck der Heirat war. Der Klägerin gelingt die Widerlegung der gesetzlichen Vermu-

tung einer Versorgungsehe bei Ehedauer unter einem Jahr nicht. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 193 Abs. 1 und 4 SGG. 
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Rechtsmittelbelehrung 

 
 

Dieses Urteil kann mit der Berufung angefochten werden. 
Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils bei dem 
 
Schleswig-Holsteinischen 
Landessozialgericht 
Gottorfstr. 2 
24837 Schleswig 
 
schriftlich, mündlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle oder in elektronischer 
Form einzulegen. 
 
Die Frist beträgt bei einer Zustellung im Ausland drei Monate. 
 
Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Monatsfrist bei dem 
 
Sozialgericht Itzehoe 
Lornsenplatz 1 
25524 Itzehoe 
 
schriftlich, mündlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle oder in elektronischer 
Form eingelegt wird. 
 
Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, das für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und 

 

- von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist und über das 
Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) eingereicht wird oder 

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gem. § 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird. 

 
Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur qualifizierten 
elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen 
des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elekt-
ronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils gültigen Fassung. Über das Justizportal 
des Bundes und der Länder (www.justiz.de) können weitere Informationen über die Rechtsgrundla-
gen, Bearbeitungsvoraussetzungen und das Verfahren des elektronischen Rechtsverkehrs abgerufen 
werden. 
 
Die Berufungsschrift muss innerhalb der Monatsfrist bei einem der vorgenannten Gerichte eingehen. 
Sie soll das angefochtene Urteil bezeichnen, einen bestimmten Antrag enthalten und die zur Begrün-
dung der Berufung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. 
 
Auf Antrag kann vom Sozialgericht durch Beschluss die Revision zum Bundessozialgericht zugelas-
sen werden, wenn der Gegner schriftlich zustimmt. Der Antrag auf Zulassung der Revision ist inner-
halb eines Monats nach Zustellung des Urteils bei dem Sozialgericht Itzehoe schriftlich zu stellen. Die 
Zustimmung des Gegners ist dem Antrag beizufügen. 
 
Lehnt das Sozialgericht den Antrag auf Zulassung der Revision durch Beschluss ab, so beginnt mit 
der Zustellung dieser Entscheidung der Lauf der Berufungsfrist von neuem, sofern der Antrag auf 
Zulassung der Revision in der gesetzlichen Form und Frist gestellt und die Zustimmungserklärung des 
Gegners beigefügt war. 




